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Niedersächsisches Datenschutzrecht

Änderungsentwürfe für NBG, 
NPersVG und weiterer 
Gesetze vorgelegt 
Nachdem der NBB im Rahmen seiner Stellungnah-
me zum Entwurf für ein Gesetz zur Neuordnung des 
niedersächsischen Datenschutzrechts eindringlich 
die kurzfristige Vorlage von Entwurfsregelungen zur 
Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes 
(NBG), des Niedersächsischen Personalvertretungs-
gesetzes (NPersVG) und anderer Gesetze ange-
mahnt hatte, wurde dem NBB seitens des Nieder-
sächsischen Ministeriums für Inneres und Sport (MI) 
ein entsprechender Gesetzentwurf zugeleitet. 

<< Fristverkürzung 
zugestimmt, um Ziel  
zu erreichen

Der NBB hatte sich im Vorfeld 
mit einer deutlichen Verkürzung 
der Anhörungsfrist einverstan-
den erklärt, um das Ziel zu errei-

chen, dass die Entwurfsregelung 
selbst und unsere Stellungnah-
me dazu noch in den Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Neuordnung 
des niedersächsischen Daten-
schutzrechts vor Einbringung in 
den Landtag aufgenommen 
werden.

<< Stellungnahme

In der Stellungnahme zu diesen 
Regelungen hat der NBB letzt-
lich seine Forderungen aus dem 
ersten Anhörungsverfahren 
zum Gesetzentwurf – wir be-

richteten – erneuert und klarge-
stellt, dass diese entweder im 
Datenschutzgesetz selbst oder 
aber im NBG aufgenommen 
werden müssen.

Wir werden weiter berichten.�

Amtsangemessene Alimentation für kinderreiche Beamtenfamilien – 
Entscheidung über Widersprüche

NBB erwartet Lösung – Familienzuschlag erhöhen  
oder Bescheidung stoppen 
Der NBB hat noch nicht abschließend über die geplanten (Muster-) 
Verfahren zur Alimentation kinderreicher Beamter entschieden.  
Wir berichteten ausführlich in der letzten Ausgabe.

<< Gesetzentwurf in Ausschussberatung

Familienpflegezeit
Wie in der letzten Ausgabe des niedersachsen magazin berich-
tet, hat die Landesregierung den Entwurf eines Gesetzes zur 
Einführung einer Familienpflegezeit für Beamtinnen, Beamte, 
Richterinnen und Richter sowie zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften nur wenig redaktionell geändert und erneut in 
den Niedersächsischen Landtag eingebracht.

Dieser Gesetzentwurf wird federführend im Ausschuss für Inne-
res und Sport beraten. Dieser hat in seinen Sitzungen am 8. und 
15. Februar beschlossen, eine mündliche Anhörung am 14. Juni 
2018 durchzuführen, zu der auch der NBB eingeladen ist.

Dies ist eine gute Möglichkeit, die von uns geforderten wei
teren Verbesserungen nach Übersendung einer schriftlichen 
Stellungnahme noch in ihren wesentlichen Punkten vor dem 
Ausschuss zu untermauern und eventuell Fragen der Aus-
schussmitglieder zu beantworten.

Wir werden weiter berichten.

Das Land beabsichtigt wegen 
der geringen Zahl von Fällen 
nicht, Musterprozessvereinba-
rungen mit dem NBB abzu-
schließen, und beabsichtigt 
nach unserem Kenntnisstand 
zudem, die eingelegten Wider-
sprüche zu bescheiden. Ziel ist 
es daher, die Landesregierung 
davon zu überzeugen, kurzfris-
tig eine politische Lösung für die 
Alimentation kinderreicher Be-
amtenfamilien umzusetzen 
oder mindestens von einer Be-
scheidung der offenen Wider-
sprüche der betroffenen Beam-
tinnen und Beamten, unter 
Verzicht auf die Einrede der Ver-
jährung, abzusehen. 

Wir werden weiter berichten.�©
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<< Zur Sache

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wer eine neue Aufgabe angeht, 
erinnert sich sicher gerne daran, 
welche Stationen er bis dato 
durchlebt hat, um einen weite­
ren Schritt zu gehen. Sich zu 
vergegenwärtigen, woher man 
kommt, heißt denen, die einem 
bisher zur Seite standen, Dank 
zu sagen. Das möchte ich denn 
hiermit auch tun. Dazu gehören 
viele Kolleginnen und Kollegen 
des Justizvollzuges und insbe­
sondere der Jugendanstalt Ha­
meln, die Mandatsträger des 
VNSB und des BSBD und nicht 
zuletzt auch Vertreterinnen und Vertreter der Mitgliedsgewerk­
schaften und Mitgliedsverbände des NBB, mit denen ich bereits 
zusammengearbeitet habe. Vielen Dank.

Fast drei Monate sind nun seit dem Gewerkschaftstag in Berlin 
vergangen, bei dem unser Friedhelm Schäfer zum Zweiten Vorsit­
zenden des dbb und zum Fachvorstand Beamtenpolitik gewählt 
worden ist. Dazu nochmals meinen herzlichen Glückwunsch, 
Friedhelm. Dies hatte zur Folge, dass Friedhelm Schäfer den Vorsitz 
des NBB niedergelegt hat. Seit Ende November hat dann Achim 
Henke kurzerhand die Leitung des NBB als kommissarischer Lan­
desvorsitzender übernommen. Für diesen Einsatz und das Engage­
ment meinen herzlichen Dank an Achim Henke.

Der NBB will Akzente in der niedersächsischen Landespolitik setzen. 
Wir stehen nach innen und außen vor großen Aufgaben und Her­
ausforderungen. Die große Koalition von SPD und CDU in Nieder­
sachsen hat im Niedersächsischen Landtag eine überragende 
Mehrheit. Diese Mehrheit eröffnet eine breite Gestaltungsmöglich­
keit; insbesondere in der niedersächsischen Landesverwaltung.

Schwerpunkte meiner/unserer Arbeit werden die Bereiche Demo­
grafie, Digitalisierung und Motivation für den öffentlichen Dienst 
sein. Wir fordern von der Landesregierung eine wirkliche Zukunfts­
agenda und ein deutliches Motivations- und Attraktivitätspro­
gramm für den öffentlichen Dienst in Niedersachsen. Wir laufen in 
ganz vielen Bereichen nicht mehr auf Reserve, sondern haben 
mittlerweile die Belastungsgrenzen erreicht, wenn nicht sogar 
überschritten. Es fehlt an einem ganzheitlichen Konzept, wie mit 
den demografischen Personalausfällen im öffentlichen Dienst 
umgegangen werden soll. Bis 2026 werden knapp 30 Prozent der 
Landesbeschäftigten in Ruhestand/Rente gehen. Es ist eine Fehl­
annahme zu glauben, dass die Digitalisierung diese Lücke im öffent­
lichen Dienst ersetzen kann. 

Niedersachsen droht ein dramatischer Leistungsabfall, wenn nicht 
gegengesteuert wird. Aus diesem Grund wollen wir mit der Lan­
desregierung an Konzepten arbeiten und auf den Weg bringen, die, 
bei besserer Bezahlung und bei besseren Arbeitsbedingungen, den 
öffentlichen Dienst wieder attraktiver für junge Menschen machen. 
Es hilft wenig, Stellen zu schaffen, wenn die geeigneten Bewerber 
nicht gewonnen werden können. 

Moderne Arbeitsmodelle können hierbei auch zur Diskussion ste­
hen, wenn damit gleichzeitig auch geeignete Schutzregelungen für 
die betroffenen Kolleginnen und Kollegen getroffen werden.

Genau an dieser Stelle sind wir jetzt als NBB gefordert! Wir möch­
ten mit der Politik darüber ins Gespräch kommen, dass ein „Weiter 
so“ negative Folgen für Niedersachsen haben wird. Ein umfassen­
des Attraktivitätsprogramm für den öffentlichen Dienst ist daher 
aus unserer Sicht Gebot der Stunde. 

Hierbei geht es mir um alle Berufsgruppen im öffentlichen Dienst. 
Das betrifft sämtliche Bereiche der Landesverwaltung, von den 
Lehrern über die Steuerverwaltung, innere Sicherheit, Justiz, Ver­
messung bis hin zur allgemeinen Verwaltung. 

Attraktivität des öffentlichen Dienstes heißt für uns die finanziellen 
Rahmenbedingungen zu verbessern, aber auch verbesserte beruf­
liche Perspektiven für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu schaf­
fen. Wir müssen uns als NBB an diesem Veränderungsprozess in der 
Diskussion mit der Politik beteiligen. Hierzu werden wir mit Gesprä­
chen im gesamten politischen Raum starten. 

Hierzu möchte ich mit Ihnen/Euch den NBB modernisieren. Wir 
müssen wieder vielmehr inhaltlich arbeiten. Ich möchte hierbei als 
Ihr/Euer neuer Vorsitzender neue Antworten liefern. Dabei geht es 
mir auch darum, nah an den Mitgliedern, den Mitgliedsgewerk­
schaften und Verbänden zu sein. Das Motto: „Nähe ist unsere 
Stärke!“ muss wieder gelebt werden. Der NBB hat mit all seinen 
Mitgliedsgewerkschaften und Verbänden ein so breites Angebot 
für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes 
und eine Stärke, die ich mit Ihnen allen nutzen möchte. Wir müssen 
hierbei unsere Stärke für den öffentlichen Dienst und unsere Po­
tenziale, die wir alle miteinander haben, deutlich weiter nach vorne 
bringen.

Ihr 

 

Martin Kalt
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<< Martin Kalt, 
Landesvorsitzender
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Sitzung des Landeshauptvorstandes
Nachwahlen im Mittelpunkt
Zweimal jährlich tagt der Landeshauptvorstand des 
NBB (Lahavo), das zweithöchste Gremium nach 
dem Landesgewerkschaftstag. 

Neben der Entgegennahme von Berichten der Lan-
desleitung über die aktuelle beamten-, tarif- und ge-
werkschaftspolitische Lage, Beschlüssen zu Verän-
derungen von Grundsätzen für die berufspolitische 
Arbeit des NBB (zwischen den Gewerkschaftstagen 
bei Änderung der rechtlichen oder tatsächlichen Si-
tuation beziehungsweise Grundlagen), der Bewilli-
gung des Haushaltsvoranschlages und vielen weite-
ren Themen hat der Lahavo auch die Aufgabe, die 
Nachwahlen in die Landesleitung während der Amts-
zeit der Landesleitung durchzuführen. 

<< Amtsniederlegung von 
Friedhelm Schäfer macht 
Nachwahl notwendig

Wie berichtet, musste der lang-
jährige Vorsitzende des NBB, 
Friedhelm Schäfer, vor Annah-
me seiner Wahl zum Zweiten 
Vorsitzenden des dbb und Fach-
vorstand Beamtenpolitik sein 
Amt im NBB aus satzungsrecht-
lichen Gründen niederlegen. Die 
Satzung des dbb verbietet es 
den drei hauptamtlichen Mit-
gliedern der Bundesleitung aus 
guten Gründen, gleichzeitig 
Vorsitzende eines Landesbun-
des oder einer Mitgliedsgewerk-
schaft zu sein.

Unser Dank gilt an dieser Stelle 
Friedhelm Schäfer, der fast 17 
Jahre lang als Vorsitzender die 
Geschicke des NBB maßgeblich 
beeinflusst und den NBB zu dem 
anerkannten Gesprächspartner 
der Politik für den öffentlichen 
Dienst in Niedersachsen und 
alle damit zusammenhängen-
den Fragen gemacht hat.

In der Folge des Rücktritts hat 
Achim Henke, seit 2005 Mit-
glied der Landesleitung, drei 
Monate als kommissarischer 
Vorsitzender den NBB mit Un-
terstützung der Landesge-

schäftsstelle geführt, während 
er seine dienstliche Tätigkeit in 
vollem Umfang weiter wahr-
nahm. Auch dafür gebührt ihm 
besonderer Dank.

<< Martin Kalt einziger 
Kandidat für Landes­
vorsitz

Martin Kalt, ebenfalls seit 2005 
Mitglied der NBB-Landeslei-
tung, hatte nach reiflicher 
Überlegung signalisiert, dass er 
sich die Übernahme des Amtes 
des Landesvorsitzenden vorstel-
len könnte. 

Die Satzung des NBB sieht oh-
nehin grundsätzlich vor, dass 
eine(r) der beim Gewerkschafts-
tag gewählten Stellvertreter(in) 
vom Lahavo für die Zeit bis zum 
nächsten Gewerkschaftstag ge-
wählt wird.

Der Landeshauptvorstand wähl-
te Martin Kalt (Mitglied des 
VNSB) mit 99 von 125 (anwesen-
den) und 115 abgegebenen Stim-
men und damit 86 Prozent der 
Stimmen zum neuen Landesvor-
sitzenden des NBB.

Er dankte den Kolleginnen und 
Kollegen des Landeshauptvor-
standes für das entgegenge-

brachte Vertrauen und freue 
sich, mit allen Mitgliedsgewerk-
schaften und Verbänden die 
Gewerkschaftsarbeit des NBB 
in Zeiten großer Herausforde-
rungen aktiv gestalten zu kön-
nen.

An dieser Stelle gratulieren wir 
zur Wahl und wünschen viel Er-
folg und immer das glückliche 
Händchen, das man zu einer er-
folgreichen Arbeit braucht.

<< Nachwahl von Marianne 
Erdmann-Serec

Infolge der Wahl von Martin 
Kalt zum Landesvorsitzenden 
war auch ein(e) stellvertreten
de(r) Landesvorsitzende(r) nach-
zuwählen.

Nachdem im Vorfeld zwei Kandi-
daturen im Raum standen, er-
klärte Olaf Wietschorke, BDZ, 
zum jetzigen Zeitpunkt seine 
Kandidatur zurückzuziehen, weil 
er im Vorfeld nicht wusste, dass 
in der Landesleitung bislang (nur) 
eine Frau vertreten ist. 

Mit 114 von 116 abgegebenen 
von 125  möglichen Stimmen 
wurde Marianne Erdmann-Serec, 
Mitglied der DSTG, zur stellver-
tretenden Vorsitzenden des NBB 

gewählt. Auch ihr gratulieren wir 
zur Wahl und wünschen viel Er-
folg bei der neuen Aufgabe.

<< Bericht der Landesleitung

Der Bericht der Landesleitung 
über die aktuelle beamten-, ta-
rif- und gewerkschaftspolitische 
Lage war naturgemäß kürzer als 
bei vergangenen Sitzungen, da 
die Landesleitung noch in Berlin 
entschieden hatte, mit Blick auf 
die Übergangszeit bis zur Nach-
wahl einer/eines Vorsitzenden 
die politische Arbeit nur im 
zwingend notwendigen Um-
fang zu erledigen.

<< Gitta Franke-Zöllmer 
Ehrenmitgliedschaft 
verliehen

Ein weiteres, besonderes Ereig-
nis dieser Sitzung war die Verlei-
hung der Ehrenmitgliedschaft 
des NBB in Würdigung der be-
sonderen Verdienste und als 
Dank für die geleistete Arbeit im 
Sinne unserer Mitgliedschaft in 
Landesvorstand, Landeshaupt-
vorstand und Kommissionen an 
Gitta Franke-Zöllmer durch den 
neuen Landesvorsitzenden.

Gitta Franke-Zöllmer war von 
1992 bis zu ihrem Ausscheiden 

<< Gitta Franke-Zöllmer
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Marianne Erdmann-Serec und Martin Kalt
Wer sie sind und wofür sie stehen
Nachfolgend stellen wir den NBB-Landesvorsitzenden Martin Kalt und die stellvertretende Landesvor-
sitzende Marianne Erdmann-Serec kurz persönlich vor, ebenso wie ihre inhaltlichen Schwerpunkte.

<< Martin Kalt

Zur Person:

Martin Kalt ist Beamter in der Jus-
tizvollzugsverwaltung, 53 Jahre, 
verheiratet und Vater von zwei 
erwachsenen Kindern.

Nach einer Ausbildung zum Bau- 
und Möbeltischler und einer 
zwölfjährigen Wehrdienstzeit 
ist er seit 1998 Justizvollzugsbe-
amter des allgemeinen mittle-
ren Justizvollzugsdienstes in der 
Jugendanstalt (JA) in Hameln.

Seit 2003 Mitglied des PR der JA 
Hameln, zuletzt als freigestell-
ter Vorsitzender.

1998 Eintritt in den VNSB, seit 
2001 verschiedene Funktionen 
dort, seit 2005 stellvertretender 
Landesvorsitzender des NBB.

Inhaltliche Schwerpunkte:

Schwerpunkte in seiner Arbeit 
sieht Martin Kalt in den Berei-
chen Demografie, Digitalisierung 
und Motivation für den öffentli-
chen Dienst. 

Er fordert von der Landesregie-
rung endlich eine wirkliche Zu-
kunftsagenda und ein deutliches 
Motivations- und Attraktivitäts-
programm für den öffentlichen 
Dienst in Niedersachsen. 

Der öffentliche Dienst läuft 
nach seiner Auffassung in ganz 
vielen Bereichen nicht mehr auf 
Reserve, sondern mittlerweile 
auf dem Zahnfleisch. Es fehle an 
einem ganzheitlichen Konzept, 
wie mit den demografischen 

Personalausfällen im öffentli-
chen Dienst umgegangen wer-
den soll. 

Bis 2026 werden knapp 30 Pro-
zent der Landesbeschäftigten in 
Ruhestand/Rente gehen. Es sei 
eine Fehlannahme zu glauben, 
dass die Digitalisierung diese 
Lücke im öffentlichen Dienst er-
setzen könne, meint Martin 
Kalt. Niedersachsen drohe ein 
dramatischer Leistungsabfall, 
wenn nicht gegengesteuert 
werde. 

Aus diesem Grund möchte er, 
dass der NBB mit der Landesre-
gierung an Konzepten arbeitet 
und solche gemeinsam um-
setzt, wie Niedersachsen bei der 
Bezahlung und bei den Arbeits-
bedingungen den öffentlichen 
Dienst wieder attraktiv für die 
Zukunft machen kann. Hierzu 

gehörten auch Schutzregelun-
gen für die digitale Arbeit.

<< Marianne Erdmann-Serec

Zur Person:

Marianne Erdmann-Serec ist 
Steuerbeamtin, 56 Jahre, verhei-
ratet und hat drei verheiratete 
Stieftöchter und vier Enkelkinder.

Nach ihrer Ausbildung bem Fi-
nanzamt Celle im gehobenden 
Dienst ist sie seit 1998 Steuer-
fahnderin im Finanzamt für 
Fahndung und Strafsachen 
Braunschweig. 

Seit 2016 zu 100 Prozent für die 
Personalratsarbeit freigestellt – 
als örtliche Personalratsvorsitzen-
de und stellvertretende Vorsit-
zende im HPR-Steuer beim Nie- 
dersächsischen Finanzministerium.

Sie ist seit Beginn ihrer Ausbil-
dung im Jahr 1980 Mitglied der 
DSTG und dort derzeit Beisitze-
rin im Geschäftsführenden Lan-
desvorstand.

Inhaltliche Schwerpunkte:

Ihre Ziele und Motivation ihrer 
Mitarbeit im NBB ist es vor al-
lem, die Arbeitsbedingungen 
für die Beschäftigten zu verbes-
sern; insbesondere im Hinblick 
auf die zunehmende Digitalisie-
rung und den Demografischen 
Wandel mit Blick auf eine be-
darfsgerechte Personalausstat-
tung und Wahrung der Rechte 
der Beschäftigten. Am Herzen 
liegen ihr aber auch der Arbeits- 
und Gesundheitsschutz und die 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf einschließlich der Erwei-
terung von Telearbeit, mobiles 
Arbeiten und so weiter.�

2016 ununterbrochen unter an-
derem in unterschiedlichste 
Funktionen im NBB (Lahavo ab 
1992, Lavo ab 1998), Mitarbeit 

in Kommissionen auch als Vor-
sitzende, im Aufsichtsrat der 
Immo GmbH und der Beamten-
Wirtschafts-GmbH (BWG) als 

„Aktivposten“ tätig. Sie hat Vor-
schläge und Ideen eingebracht 
und wenn man sie brauchte, 
war sie da. 

Auch hier soll ein gebührender 
Dank an dieser Stelle nicht feh-
len. Diese Ehrenmitgliedschaft 
ist wirklich „verdient“.�

<< Marianne Erdmann-Serec und Martin Kalt
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„Hamburger Modell“ von Bündnis 90/Die Grünen  
auch in Niedersachsen ins Spiel gebracht
NBB lehnt Wahlrecht weiter vehement ab
Bereits im September 2017 hatten wir über eine Ver-
öffentlichung in der Neuen Osnabrücker Zeitung 
(NOZ) berichtet, die das sogenannte „Hamburger Mo-
dell“ aufgriff. Mit diesem „Hamburger Modell“ hat 
Hamburg als erstes Land die Idee öffentlich gemacht, 
künftig Beamtinnen und Beamten ein einmaliges und 
unwiderrufliches Wahlrecht für die Gesetzliche Kran-
kenversicherung zu eröffnen.

Schon damals gab es Anzeichen 
dafür, dass eine vergleichbare 
Diskussion in Niedersachsen an-
stehen könnte, weil auch führen-
de Vertreter von niedersächsi-
scher SPD und Bündnis  90/Die 
Grünen offenbar (großes) Inter-
esse an einer Übernahme dieser 
Idee für Niedersachsen bekun-
det hatten.

Zwischenzeitlich hat allerdings 
die SPD uns gegenüber im Vor-
feld der Wahlen auf die Frage, ob 
sie am System der „Beihilfe/Pri-
vaten Krankenversicherung“ für 
die Beamtinnen und Beamten 
und Versorgungsempfänger(in-
nen) festhalten wolle (und wenn 
nein, welche konkreten Verän-
derungen angestrebt würden), 
eindeutig geantwortet: „Wir 
werden auch in der nächsten Le-
gislaturperiode unter den beste-
henden Voraussetzungen an 
dem System ,Beihilfe/Private 
Krankenversicherung‘ für die Be-
amtinnen und Beamten und 
Versorgungsempfänger(innen) 
festhalten (siehe Bericht eben-
falls in der September-Ausgabe 
des niedersachsen magazin). 

CDU und FDP hatten sich eben-
falls gegen eine Systemände-
rung ausgesprochen.

Mittlerweile hat die Bremische 
Bürgerschaft ebenfalls diese 
Thematik aufgegriffen und den 
Senat aufgefordert, die kurz- 
und langfristig zu erwartenden 
finanziellen Auswirkungen einer 
Übertragung des Hamburger 
Modells auf Bremen zu prüfen. 

Bemerkenswert ist in diesem 
Zusammenhang, dass der Bre-
mische Senat schon im Septem-
ber in der Antwort auf eine Klei-
ne Anfrage keine rechtlichen 
Hindernisse bei der Einführung 
einer solchen Anspruchsgrund-
lage sieht.

<< Gesetzentwurf von 
Bündnis 90/Die Grünen 
überrascht nicht –  
Zwischenschritt zur  
Bürgerversicherung

Nach der Antwort von Bündnis 
90/Die Grünen auf dieselbe Fra-
ge, überrascht ein am 20. Febru-
ar 2018 von der Landtagsfrakti-
on eingebrachter Gesetzentwurf 
zur Änderung des Niedersächsi-
schen Beamtengesetzes (NBG) 
nicht. Hatte sich doch Bündnis 
90/Die Grünen vor der Wahl in 
Niedersachsen klar zur Einfüh-
rung einer Bürgerversicherung 
bekannt und als einen ersten 
Schritt dorthin analog zum 
„Hamburger Modell“ das Ermög-
lichen eines Wahlrechts für die 
Beamtinnen und Beamten in Nie-
dersachsen ins Spiel gebracht.

<< Inhalt des 
Gesetzentwurfs

Der jetzt vorliegende Gesetz-
entwurf sieht im Wesentlichen 
vor, auf Antrag und unwiderruf-
lich anstelle der Beihilfe einen 
Arbeitgeberzuschuss zu einer 
Vollabsicherung in der gesetzli-
chen Krankenversicherung oder 
privaten Krankenversicherung 
zu gewähren. 

Der Zuschuss beträgt 50  Pro-
zent des nachgewiesenen Kran-
kenversicherungsbeitrages, bei 
privater Krankenversicherung 
jedoch höchstens die Hälfte des 
Beitrags einer Krankenversiche-
rung im Basistarif.

Die Pflegversicherung ist in dem 
Modell nicht berücksichtigt. 

<< Parlamentarische 
Beratung läuft

Der in den Landtag eingebrach-
te Gesetzentwurf wurde direkt 
an die federführenden und mit-
beratenden Ausschüsse über-
wiesen.

Eine Erste Beratung ist für den 
7. März 2018 im Ausschuss für 
Inneres und Sport vorgesehen.

<< Klare Position des NBB

Schon im September hatte der 
damalige Landesvorsitzende 
Friedhelm Schäfer das „Ham-
burger Modell“ scharf kritisiert 
und erklärt, dass es demjenigen, 
der solche Überlegungen habe, 
um den Ausstieg aus dem Für-
sorgeprinzip gehe.

Auch Martin Kalt, NBB-Landes-
vorsitzender, stellt aufgrund des 
aktuell vorliegenden Gesetzent-
wurfs nochmals klar, dass der 
NBB sich vehement gegen ein 
solches Wahlrecht ausspricht 
und warnte die Landesregierung 

davor, womöglich auf diesen 
Zug aufzuspringen. 

Jegliche Schritte, die der Ab-
schaffung des Berufsbeamten-
tums mindestens Vorschub leis-
ten, werde der NBB auch 
weiterhin nicht mittragen.

Zur rechtlichen Zulässigkeit ver-
weisen wir auf den entspre-
chenden Text in dieser Ausgabe.

<< Problemlagen im Blick

Wir wissen, dass es auch in un-
serer Mitgliedschaft positive 
Rückmeldungen auf ein solches 
Wahlrecht geben wird.

Wir sind allerdings der Auffas-
sung, dass sich für tatsächliche 
Problemlagen und gesehene 
Ungerechtigkeiten durch den 
mittlerweile bestehenden Kon-
trahierungszwang der privaten 
Krankenversicherer einiges ge-
tan hat. 

Wir selbst bringen regelmäßig Lö-
sungsvorschläge in die politische 
Diskussion ein, unter anderem 
dass für die unteren und mittle-
ren Besoldungsgruppen eine Ver-
besserung über die Höhe der Be-
soldung selbst gefunden werden 
muss, die auch die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsge-
richts zur Alimentation und Für-
sorgepflicht letztlich vorgibt.

Über den weiteren Verlauf der 
Beratungen werden wir berich-
ten.�

© MEV
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Rechtliche Auseinandersetzung dringend zu empfehlen
Bürgerversicherung – „Hamburger Modell“ – 
Fürsorgepflicht – Beihilfe
Die SPD hat sich bei den Koalitionsverhandlungen 
auf Bundesebene zwar erfreulicherweise nicht 
durchgesetzt, die Diskussionen über die Bürger- 
oder Einheitsversicherung stehen Gott sei Dank erst 
einmal nicht im Vordergrund.

<< Weitere Beobachtung 
notwendig

Das bedeutet allerdings nicht, 
dass dieses Thema unsererseits 
keiner weiteren Beobachtung 
bedürfe, wie der von Bündnis 90/
Die Grünen in Niedersachsen 
eingebrachte Gesetzentwurf 
zum „Hamburger Modell“ – sie-
he dazu den entsprechenden Be-
richt in dieser Ausgabe – ein-
drucksvoll belegen.

Zumindest im Norden der Bun-
desrepublik nehmen die Diskus-
sionen um ein unwiderrufliches 
Wahlrecht der Beamtinnen und 
Beamten für die Gesetzliche 
Krankenversicherung (GKV) in 
Verbindung mit der Zahlung 
eines Arbeitgeberzuschusses 
deutlich an Fahrt auf. 

Vor dem Hintergrund der Be-
hauptung, für die Beamtinnen 
und Beamten ausschließlich Gu-
tes zu wollen und den Solidari-
tätsgedanken aller Bürgerinnen 
und Bürger zu unterstützen, 
wird derzeit aus ideologischen 
Gründen versucht, über einen 
„unverdächtigen“ Zwischen-
schritt doch noch den Weg für 
eine Bürger- oder Einheitsversi-
cherung zu ebnen.

Es scheint neue Strategie zu 
sein, die bislang immer wieder 
mit Nahrung gefütterte Neid-
debatte – auf die zu gerne auch 
die Medien aufgesprungen sind 
– durch eine Diskussion zu er-
setzen, die nun vor allem die 
bislang zu kritischen Beamtin-
nen und Beamten über das an-
geblich so positive „Hamburger 
Modell“ auf die Seite der Befür-
worter von Bürger- beziehungs-

weise Einheitsversicherung zu 
ziehen.

Politische Argumente und in-
haltliche Auseinandersetzun-
gen sind an dieser Stelle schon 
mehrfach beispielsweise zur 
Bertelsmann-Studie ausführlich 
dargestellt worden. Der Ge-
werkschaftstag des dbb hat ein-
deutige Beschlüsse gefasst. Der 
dbb hat sich und wird sich sicher 
weiter zu allen wichtigen Fra-
gen äußern.

<< Kostensteigerung für 
öffentliche Haushalte – 
finanziell wenig lukrativ 
für Beamte

Wie bereits bei der Bertels-
mann-Studie zu beobachten 
war, tendieren auch die Ver-
fechter des „Hamburger Mo-
dells“ dazu, die finanziellen Aus-
wirkungen unter den Tisch zu 
kehren, klein zu reden oder nur 
Teilbereiche zu betrachten, die 
das Ergebnis verfälschen.

Als erfreulich ist es daher zu be-
zeichnen, dass einige Länder bei 
der Prüfung der finanziellen 
Auswirkungen des „Hamburger 
Modells“ zu dem Ergebnis ge-
kommen sind, schon aus rein 
haushaltspolitischer Sicht von 
weiteren Überlegungen zu die-
sem Modell Abstand zu nehmen. 
Andere Länder sehen zwar die 
haushaltspolitischen Schwierig-
keiten, lassen allerdings leider 
von den Überlegungen nicht ab. 

Und auch aus Sicht der angeb-
lich positiv „Betroffenen“, ist 
festzustellen, dass für unter an-
derem neu einsteigende junge 
Beamtinnen und Beamten nach 

einer Studie der Professoren Ha-
gist/Fetzer der finanzielle Vor-
teil deutlich bei der bisherigen 
Kombination aus Beihilfe und 
Privater Krankenversicherung 
zu liegen scheint. 

<< Bürgerversicherung  
und „Hamburger Modell“ 
(verfassungs)rechtlich 
zulässig und praktische 
Folgen?

Der Schwerpunkt unserer Argu-
mentation liegt auf dem beam-
tenrechtlichen Fürsorgeprinzip 
als Bestandteil der hergebrach-
ten Grundsätze des Berufsbe-
amtentums und Ausfluss des 
Alimentationsprinzips. Unter 
Betrachtung dieser verfas-
sungsrechtlichen Grundsätze 
und nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts 
umfasst die Fürsorgepflicht des 
Dienstherrn mehr als das, was 
eine Mitgliedschaft in der GKV 
oder einer eventuellen künfti-
gen Bürgerversicherung vor-
sieht oder vorsehen kann. 

Insoweit dürfen sich weder 
Niedersachsen noch die ande-
ren Länder und der Bund ihrer 
grundgesetzlich verankerten 
Verpflichtung gegenüber ihren 
Beamtinnen und Beamten und 
Versorgungsempfängern ent-
ziehen. Mit Blick auf vor allem 
die unteren und mittleren Ein-
kommen sowie die Familiensi-
tuation sind vorhandene finan-
zielle „Ungerechtigkeiten“ über 
die Gesamtalimentation gerade 
zu rücken.

Neben der verfassungsrechtli-
chen Frage, ob eine Überführung 
– zwangsweise oder unwiderruf-
lich freiwillig – in ein wie auch 
immer geartetes gesetzliches 
Krankenversicherungssystem 
überhaupt zulässig ist oder sein 
kann, sind weitere Fragen zu klä-
ren. Dazu gehört auch die Frage, 
ob und in welcher Form das So-
zialversicherungsrecht geändert 

werden kann, sollte und darf. 
Eine Frage könnte sein, ob es zu-
lässig ist, dass die mit den in 
einem solchen Fall auch von 
Beamtinnen und Beamten ge-
leisteten Beiträgen zur gesetzli-
chen Krankenversicherung „ab-
gedeckten“ Leistungen im Kran-
kenversicherungsrecht – wie 
zum Beispiel das Krankengeld – 
finanziert werden, die Beamtin-
nen und Beamten aber aufgrund 
ihres Status überhaupt kein 
Krankengeld beziehen.

Da die Pflegeversicherung grund-
sätzlich der Krankenversicherung 
„folgt“ ist zudem vollkommen 
unklar, ob es zulässig ist, zwar 
den Bereich der Krankversiche-
rung in ein gesetzliches System 
zu überführen, nicht aber das der 
Pflegeversicherung.

Unter Berücksichtigung der un-
terschiedlichen Interessenlagen 
der Länder und deren Selbstver-
ständnis zum Beamtenrecht ist 
auch zu fragen, ob und wie 
künftig eigentlich Versetzungen 
zwischen den Ländern mit und 
ohne „Hamburger Modell“ und 
dem Bund möglich sein sollen. 
Oder anders gesagt: Die Folgen 
für das Personal sind ein weite-
rer wesentlicher Aspekt, der ge-
gen die Einführung spricht.

<< Konsequenz

Bei Einführung des „Hamburger 
Modells“ in Niedersachsen oder 
Aufnahme der Beamtinnen und 
Beamten in eine Bürgerversi-
cherung würde im Ergebnis das 
Fürsorgeprinzip aufgegeben, 
also das tragende Band zwi-
schen Dienstherr und Beamten 
zerschnitten. Damit würde aber 
auch die Zukunftsfähigkeit des 
Landes Niedersachsen als Ar-
beitgeber aufs Spiel gesetzt und 
somit auch ein wesentlicher 
Standortfaktor im internationa-
len Wettbewerb.�  
�
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Umfangreiches Zahlenmaterial  
für politische Entscheidungen
Personalstrukturbericht 2016
Der Personalstrukturbericht 2016 des Landes Nie-
dersachsen (Stand 30. Juni 2016) wurde dem NBB 
Mitte Februar zugeleitet. Er betrachtet zudem die 
Veränderungsdaten des Zeitraums 1. Juli 2016 bis 
30. Juni 2017.

<< Hintergrund

Am 30. Oktober 2012 verabschie-
dete die niedersächsische Lan-
desregierung das Personalma-
nagementkonzept „Demografie- 
sicheres und ressourcenbe
wusstes Personalmanagement 
in Niedersachsen (DRiN)“. Ein 
Ziel ist, auf der Grundlage von 
demografierelevanten Daten 

die Personalbedarfsplanung zu 
verbessern. Zu diesem Zweck 
wird jährlich auf der Basis der 
Daten des Vorjahres eine syste-
matische und EDV-basierte Per-
sonalstrukturanalyse auf den 
Grundlagen einer Vereinbarung 
nach § 81 NPersVG zwischen der 
Landesregierung und den Ge-
werkschaftlichen Spitzenorga-
nisationen NBB und DGB durch-
geführt und in einem Bericht 
durch die Landesregierung ver-
öffentlicht. 

Dieser Bericht soll einen detail-
lierten Gesamtüberblick über die 
Alters- und Qualifikationsstruktur 
der Landesverwaltung ermögli-
chen. Der Erfahrungsaustausch 
zu Themen der ressortübergrei-
fenden Personalentwicklung der 
Vereinbarungspartner nach § 81 
NPersVG, in dem der Bericht be-
sprochen wird, erfolgt zu einem 
späteren Zeitpunkt. 

Die Auswertung des sehr um-
fangreichen Berichts hat begon-
nen und wird noch einige Zeit in 
Anspruch nehmen.

<< Kernergebnisse 2016

Mithilfe der aktuell vorliegenden 
Personalstrukturanalyse konn-
ten für das Jahr 2016 folgende 
Kernergebnisse ermittelt wer-
den: Im niedersächsischen Lan-
desdienst waren 2016 insgesamt 
232 235 Personen beschäftigt. 

Davon waren 179 840 Personen 
auf Dauer, 21 330 befristet, 
10 875 in Ausbildung, 12 405 
geringfügig beschäftigt sowie 
7 780 beurlaubt. Der Frauenan-
teil betrug 59 Prozent.

Der haushaltsrelevante Personal-
bestand gliedert sich in 122 825 
Beamtinnen und Beamte und 
78 350 Tarifbeschäftigte. Hinzu 
kommen die Personen in Ausbil-
dung und die geringfügig Be-
schäftigten.

<< Teilzeit

Teilzeitbeschäftigung beim 
Stammpersonal ist gängige 
Praxis in der Landesverwaltung. 
33,7 Prozent der Beschäftigten 
im Land arbeiten in Teilzeit. Von 
den Teilzeitbeschäftigten sind 
84 Prozent weiblich.

<< Frauenanteil

Die Zusammensetzung der Lauf-
bahngruppen nach Geschlecht 
zeigt, dass Männer in der höchs-
ten Laufbahngruppe 2, 2. Ein-
stiegsamt noch immer leicht 
überwiegen (mit 51 Prozent). 
Frauen sind in allen übrigen 
Laufbahngruppen stärker vertre-
ten als Männer, was durch den 
höheren Anteil an weiblichen 
Beschäftigten in der Landesver-
waltung Niedersachsens von 57 
Prozent bedingt ist. Über diesem 
Anteil liegen weibliche Beschäf-
tigte in der Laufbahngruppe 1, 

2. Einstiegsamt mit 64 Prozent 
und in der Laufbahngruppe 2, 
1. Einstiegsamt mit 60 Prozent.

In der Laufbahngruppe 1, 1. Ein-
stiegsamt liegt der Anteil der 
männlichen Beschäftigten bei 
49 Prozent und ist damit um 
sechs Prozentpunkte höher als 
im Landesdurchschnitt. 

<< Altersstruktur

Eine Veränderung der Alters-
struktur zu den vorhergehen-
den Jahren ist kaum zu verzeich-
nen. Das Durchschnittsalter der 
Landesverwaltung liegt bei 45,9 
Jahren.

In der Zeit vom 30. Juni 2016 bis 
30. Juni 2017 schieden insge-
samt 5.402 Beschäftigte des 
Stammpersonals aus Alters-
gründen aus. Ein Ausblick auf 
die Altersabgänge zeigt, dass 
bis zum Jahr 2021 21 690 und 
bis zum Jahr 2026 51 285 Ab-
gänge zu erwarten sind.

<< Blick auf Entwicklungen

Interessant wird im Rahmen der 
Auswertung auch sein, welche 
Entwicklungen sich seit der Ab-
fassung des ersten Personal-
strukturberichts ergeben haben 
und welche Folgerungen die po-
litischen Verantwortungsträger 
daraus ziehen werden.

Wir werden weiter berichten.�
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 Durchschnittsalter und Median 

Die Landesbeschäftigten waren am 30. Juni 2016 im Durchschnitt 45,9 Jahre alt, wobei die weiblichen 
Beschäftigten mit einem Durchschnittsalter von 45,1 Jahren um 1,7 Jahre jünger waren als ihre männli-
chen Kollegen mit 46,8 Jahren.  

Das MWK ist das Ressort mit dem niedrigsten Durchschnittsalter von 42,6 Jahren. Hier bestimmen die 
Hochschulen mit einem Durchschnittsalter von 42,3 Jahren den niedrigen Wert. Der LRH (51,8 Jahre) wie 
die Stk (49,7 Jahre) sind die Ressorts mit dem höchsten Durchschnittsalter, dicht gefolgt vom MS mit 49,6 
und ML mit 49,1 Jahren.  

Bis auf den LT und das MWK sind die Frauen im Durchschnitt 2,1 Jahre jünger. Größere Altersunter-
schiede bestehen zwischen den Geschlechtern beim MI (4 Jahre) und LRH (2,8 Jahre). MU sowie MJ (2,5 
Jahre) und MK (2,3 Jahre) liegen nur etwas über dem Durchschnitt.  

 

Abbildung 7: Durchschnittsalter nach Ressort/Bereichen und Geschlecht am 30. Juni 2016 
 

Da die Durchschnittsberechnung von Extremwerten stark beeinflusst werden kann, ist ein Vergleich der 
beiden Parameter „Durchschnittsalter“ und „Altersmedian“ interessant.4 Beim Median des Alters ist in 
der Landesverwaltung Niedersachsen genau eine Hälfte der Beschäftigten jünger und die andere Hälfte 
älter als 46,8 Jahre. Der Altersmedian liegt damit um knapp ein Jahr höher als das Durchschnittsalter von 
45,9 Jahren.  

Bei der Betrachtung der Geschäftsbereiche wird deutlich, dass der Median bei MI, MF, MS und ML deut-
lich stärker über dem Durchschnittsalter (zwischen 2 und 2,9 Jahren) liegt als im Landesvergleich (0,9 
Jahre). Im MWK sind die beiden Werte Durchschnittsalter und Median nahezu identisch, beim LRH gibt 
es einen Unterschied von gerade 0,4 Jahren.  

                                                            
4 Der Median ist der Wert in der Mitte einer der Größe nach geordneten Datenreihe. Das heißt, genau die Hälfte der Beschäf-
tigten sind jünger und genau die Hälfte der Beschäftigten sind älter als der Median. Im Gegensatz zum Durchschnittswert ist 
der Median unempfindlich gegenüber Extremwerten. 
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Abbildung 23: Stammpersonalbestand nach Laufbahngruppen und Geschlecht am 30. Juni 2016 

Ein Blick auf die Verteilung der Laufbahngruppen auf die Geschlechter zeigt die bestehenden Unter-
schiede deutlicher. 34 % aller Männer, das sind 29.245 Personen, gehören der Laufbahngruppe 2, 2. 
Einstiegsamt an. Bei den Frauen liegt dieser Anteil um 10 Prozentpunkte deutlich niedriger bei 24 % mit 
beinahe der gleichen Anzahl an Personen (28.245). Mehr als jede zweite Frau in der Landesverwaltung 
(51 %) ist dem ehem. „gehobenen Dienst“ zugeordnet, bei den Männern liegt der Anteil bei 45 %. Der 
Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt gehört ein um 5 Prozentpunkte höherer Anteil an weiblichen als an 
männlichen Beschäftigten an und im ehem. „einfachen Dienst“ sind 3 % der Männer und 2 % der 
Frauen tätig. 

Knapp vier von fünf Männern in der Landesverwaltung gehören der Laufbahngruppe 2 und lediglich einer 
von fünf der Laufbahngruppe 1 an. Drei von vier Frauen sind der Laufbahngruppe 2 und eine von vier 
der Laufbahngruppe 1 zugehörig. 

 

Abbildung 24: Stammpersonalbestand nach Laufbahngruppen und Geschlecht am 30. Juni 2016 
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2.3 Die Personalstruktur des Landes Niedersachsen und seiner Ressorts/Bereiche 
In einem Dienstverhältnis zum Land Niedersachsen standen am 30. Juni 2016 insgesamt 232.235 Be-
schäftigte. Die Ressorts/Bereiche des Kultusministeriums (MK) mit 42,4 %, des Ministeriums für Wissen-
schaft und Kultur (MWK) mit 22,6 % und des Innenministeriums (MI) mit 13,2 % hatten daran die höchs-
ten Anteile. Diese drei Geschäftsbereiche beschäftigen zusammen 78,2 % des gesamten Personals des 
Landes Niedersachsen.  

 

Abbildung 12: Personalanteil der Ressorts/Bereiche an der Landesverwaltung insgesamt am 30. Juni 2016 
 

In der niedersächsischen Landesverwaltung stehen einem Mann 1,4 Frauen gegenüber, die Mehrheit ist 
also weiblich mit einem 59 %-Anteil. Allerdings variiert die Verteilung der Geschlechter zwischen den 
Ressorts/Bereichen: Frauen überwiegen vor allem im MK mit über 70 %, die Ressorts/Bereiche Stk, MS, 
MJ, LT , MF, MWK und LfD reichen prozentual bis an die 60 % heran. Männer sind nur in den Geschäfts-
bereichen MW, MI, MU, ML sowie LRH stärker vertreten als Frauen, dann aber mit mindestens 57 %.  

 

Abbildung 13: Ressorts/Bereiche der Landesverwaltung nach Geschlecht am 30. Juni 2016 

 

0,1 0,3

13,2

7,2
1,6

22,6
42,4

2,1
1,7

7,4

0,1

1,3 0,0

Anteil der Ressorts/Bereiche am Personal der Landesverwaltung 
insgesamt am 30. Juni 2016 - Angaben in % -

LT
Stk
MI
MF
MS
MWK
MK
MW
ML
MJ
LRH
MU
LfD

46 41
66

45 43 45
28

75
60

42
57 60 47 41

54 59
34

55 57 55
72

25
40

58
43 40 53 59

0

20

40

60

80

100

Ressorts/Bereiche der Landesverwaltung nach Geschlecht
am 30. Juni 2016  - Angaben in % -

Männer Frauen

Personalstrukturbericht 2016  Land Niedersachsen 

62 

Diese Verjüngung des Stammpersonalbestands geht aus einer Veränderung der Altersstruktur hervor. Es 
steigt einerseits der Anteil der unter 30-jährigen Beschäftigen deutlich um 5,3 % (1.075) und der 30 - bis 
40-jährigen Beschäftigten um 3,5 % (1.590). Andererseits kommt es zu einem Rückgang von Beschäf-
tigten der Altersgruppen 40 – 50 Jahre um -0,5 % (-235), der 50 bis 60 Jährigen um -0,8 % (-490) sowie 
der 60 bis 65 Jährigen um -0,6 % (-135). Und obwohl die Altersgruppe der 65-Jährigen und älter um 
6,6 % (115)11 steigt, kann dies die durchschnittliche Verjüngung nicht negativ beeinflussen. 

 

Abbildung 45: Veränderung des Stammpersonals gegenüber dem Vorjahr nach Altersgruppen am 30. Juni 2016 
 

 

Die Altersstruktur hat sich in den Jahren von 2014 bis 2016 insofern verändert, als es in diesen drei Jahren 
einen Anstieg der Beschäftigten im Alter von 27 bis 35 Jahren und eine Reduktion der Beschäftigten im 
Alter von 58 bis 61 Jahren gab, wie in der nachstehenden Abbildung ersichtlich ist.  

 

Abbildung 46: Altersstruktur des Stammpersonals am 30. Juni der Jahre 2014 bis 2016  

                                                            
11 Der Anstieg von 65-Jährigen und älteren, der seit 2012 kontinuierlich zu beobachten ist, geht mutmaßlich auf die schritt-
weise Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre aus dem Jahr 2011 zurück. 
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